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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

20.11.2007 

Geschäftszahl 

2005/05/0161 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 91/06/0166 E 23. Jänner 1992 VwSlg 13569 A/1992 RS 5 (hier: ohne die letzten drei Sätze; 
zusätzlich:"In diesem Zusammenhang liegt es vor dem Hintergrund von Sinn und Zweck von 
Raumordnungsvorschriften in der Regel auf der Hand, dass die Beseitigung eines gegen diese Vorschriften 
verstoßenden Bescheides erforderlich ist, soll nicht das öffentliche Interesse an deren Einhaltung auf 
unerträgliche Weise verkürzt werden.") 

Stammrechtssatz 

Der Grundsatz der "möglichsten Schonung erworbener Rechte" 
 

bedeutet keineswegs die Annahme eines Vorrangs privater Interessen vor öffentlichen Interessen der 
Raumordnung, sondern statuiert vielmehr ein Gebot der Verhältnismäßigkeit des Eingriffes in erworbene 
Rechte: Es sind im Zuge der Ermessensübung die nachteiligen Wirkungen des Bescheides in Bezug auf das 
durch die verletzte Norm geschützte öffentliche Interesse gegen jene Nachteile abzuwägen, welche die 
Aufhebung des Bescheides in bezug auf die durch das (im Institut der Rechtskraft verkörperte) Prinzip der 
Rechtssicherheit geschützten Interessen des Dritten nach den konkret zu beurteilenden Umständen des 
Einzelfalles mit sich brächte. Es sind auch Fälle einer formal zwar vorliegenden Rechtswidrigkeit denkbar, die 
jedoch keine oder nur unbedeutende Auswirkungen auf das geschützte öffentliche Interesse nach sich zieht. 
Bezogen auf den Beschwerdesachvehalt könnte ein solcher Fall nach Auffassung des VwGH vorliegen, wenn 
zwar die Art und Weise der Bauführung gesetzwidrig ist, die Ergebnisse jedoch entweder mit dem früheren 
Zustand (soweit dieser konsentiert war) übereinstimmen oder von diesem zwar abweichen, aber diese 
Abweichung auf andere, gesetzeskonforme Weise ebenfalls hätte herbeigeführt werden können. In diesen Fällen 
ist nicht erkennbar, auf welche Weise - von der Rechtswidrigkeit der Vorgangsweise als solcher abgesehen - das 
Ergebnis der Bauführung fortdauernde nachteilige Wirkungen auf die mit der Freilandwidmung verfolgten 
planerischen Zielsetzungen entfalten könnte, die über jene des früheren oder auf gesetzmäßige Weise 
erreichbaren Zustandes hinausgehen. 


